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Herrn Bundesrat A. Rösti 
 
Departement UVEK 
Per E-Mail an: ecco@gs-uvek.admin.ch 
 
 
Winterthur und Fribourg, 19. März 2026 

 

Revision der Klimaschutz-Verordnung (Kl-V / SR814.310.1)  

betr. Vorbildfunktion von Bund und Kantonen im Energie- und Umweltbereich: 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Rösti, Sehr geehrte Damen und Herren, 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme betr. Verordnung zur Umsetzung der Vorbild-

funktion von Bund und Kantonen im Energie- und Umweltbereich (Klimaschutz-Verordnung; Kl-V). Wir 

setzen uns für die rasche und korrekte Umsetzung des Klima- und Innovationsgesetzes (Kl-G) ein. 

Unsere Antwort erfolgt rechtzeitig und nach einer Konsultation von Experten des Klimaschutzes und der 

Umweltallianz. Es besteht eine klare Übereinstimmung: Wir begrüssen, dass die «Hebelwirkung» vorbild-

licher Massnahmen von Bund und Kantonen verstärkt werden soll. In dieser Vorbildfunktion (gemäss den 

Erläuterungen, S. 3/9) lassen sich branchenspezifisch Chancen ergreifen: Chancen, um Innovationskraft 

sowie «Know Why und Know How» in unseren export-orientierten Industriebetrieben zu entwickeln. 

Verpasste Chancen für (international) wirkungsvolle Vorbildfunktion? 

Mit Ausnahmeregelungen gemäss Art. 30a Abs. 1 und 2, sowie insbesondere Abs. 5 entfernt sich der  

Bundesrat unseres Erachtens zu weit von der gesetzlichen Grundidee: Für die vorgeschlagenen Aus-

nahmen die «Gebäude in der Verantwortung des ETH-Bereiches» aber insbesondere auch die 

«Standorte im Ausland» betreffend, ergibt sich aus dem Klimaschutzgesetz keine eindeutige Grundlage. 

Im Gegenteil: Wir sehen gerade bei Gebäuden der Schweiz im Ausland als auch bei etlichen Gebäuden 

im ETH-Bereich eine gute Gelegenheit, die angestrebte Vorbildfunktion der zentralen UND dezentralen 

Bundesverwaltung nach aussen zu dokumentieren - Nach dem Motto «Tue Gutes und sprich darüber»! 

Der gesetzlichen Einschränkung (in Art. 10 Kl-G) ist präzise nachzuleben. Sie darf nicht durch weiter-

gehende Ausnahmen auf Verordnungsebene unterlaufen werden. Wir lehnen die generellen Ausnahmen 

für den gesamten ETH-Bereich, sowie für die diplomatische Vertretungen der Schweiz daher ab. Auch 

der ETH-Rat weist (gemeinsam mit den Kantonen BS und VS sowie der Organisation «swisscleantech») 

darauf hin, dass «nicht nur die Kosten, sondern auch das Kosten-Nutzen-Verhältnis» geschätzt werden 

müssen, was wir als Bekenntnis zu effizienten und rasch wirksamen Klimaschutzmassnahmen inter-

pretieren. Bundesnahe Betriebe sind gemäss Gesetz auf das Netto-Null Ziel 2040 zu verpflichten: 

Zitat, Art. 10 Kl-G, Abs. 4: «  4 Die Kantone für ihre zentralen Verwaltungen und die bundesnahen 

Betriebe streben an, ab 2040 mindestens Netto-Null-Emissionen aufzuweisen. Der Bund stellt 

ihnen für die Wahrnehmung ihrer Vorbildfunktion die notwendigen Grundlagen zur Verfügung.» 
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Die ETH als «bundesnaher Betrieb» ist da vom Gesetzgeber ganz klar mitgemeint! 

Namentlich im ETH-Gesetz (414.110) ergeben sich aus den folgenden Artikeln ausreichende Prinzipen, 

nach denen die, in der Kl-V angestrebte Vorbildfunktion ausgefüllt werden müsste: Dies soll unseres 

Erachtens insbesondere für die allgemeinen ETH-Gebäude (z. B. reine Lehrgebäude) gelten:  

Art. 2 (ETH-Gesetz) Zweck, Abs.1: litera e: «Öffentlichkeitsarbeit leisten», und litera f: «Die 

Bedürfnisse des Landes (=Vorbildfunktion)» berücksichtigen, litera f: «Die Verantwortung 

gegenüber seinen Lebensgrundlagen und der Umwelt» achten [etc. …] 

Art. 3 (ETH-Gesetz) insbesondere Absatz 1: «Zusammenarbeit und Koordination mit anderen 

schweizerischen oder ausländischen Ausbildungs- und Forschungsinstitutionen» 

Nach unserer Auffassung gehören auch Unterhalt und Betrieb der ETH-Gebäude in den Fokus der 

«langfristigen Qualitätssicherung und -entwicklung» (dies gemäss Art. 10 ETH-Gesetz). Zudem sieht Art. 

25 des ETH-Gesetzes ausdrücklich die Möglichkeit vor, dass das WBF – indirekt der Bundesrat (Zitat): 

«eigene Anträge … nach Anhörung des ETH-Rates … unterbreiten» kann. Dort wo der ETH-Rat im 

Einzelfall des allgemeinen Gebäudebereich keine Vorbildfunktion übernehmen möchte, wäre dies über 

einen WBF-Antrag zu zu korrigieren. Sowohl bei ETH-Gebäuden, als auch bei vielen schweizerischen 

Gebäuden im Ausland (z. B. diplomatische Vertretungen) liegen konkrete Chancen, mit internationaler 

Wirkung zu zeigen, dass die Schweiz die gesetzten Klimaziele rasch und als Vorbild erreichen will. 

Änderungsantrag zu Art. 30a, Abs. 5 litera c der Kl-V:  

« c.  direkte und indirekte sowie vor- und nachgelagerte Emissionen spezifischer Labor- 

oder reiner Forschungs-Gebäude in der Verantwortung des ETH-Bereichs nach 

Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung vom 5. Dezember 20085 über das Immobilien-

management und die Logistik des Bundes. » 

Präzisere Begründungen für klar definierte Ausnahmen; unklare Finanzierung 

Gemäss Klimaschutzgesetz (Art. 10, Abs. 3) sind Ausnahmen nur im (Zitat) «Zusammenhang mit der 

Sicherheit des Landes und dem Schutz der Bevölkerung» zulässig. Wir fordern daher, dass diese 

gesetzliche Einschränkung konsequent berücksichtigt und nicht durch unpräzise umschriebene 

Ausnahmen unterlaufen wird. Wir lehnen generelle Ausnahmen bspw. für den ETH-Bereich, sowie für 

diplomatische Vertretungen ab. Es böten sich gerade in diesen Bereichen Chancen, auch auf dem 

«internationalen Parkett» zu zeigen, dass es der Schweiz mit der raschen Erreichung der Klimaziele ernst 

ist. Zudem ist für den ETH-Bereich denkbar, dass solche Ausnahmen klar auf spezielle Forschungs- und 

Testgebäude inkl. spezialisierte Labors eingeschränkt würden. 

Gemäss Art. 30a der Verordnung; Abs. 5, litera b: sind Emissionen von «Projekten der internationalen 

Entwicklungs- und Ostzusammenarbeit und der humanitären Hilfe» angesprochen. Dabei ist zu 

differenzieren: Lediglich für die «humanitäre NOT-Hilfe» soll eine Ausnahme gelten, um operative 

Verzögerungen zu verhindern: Büros, welche «der humanitären Hilfe sowie der Förderung des Friedens 

und der menschlichen Sicherheit dienen» (Zitat aus den Erläuterungen S. 5/9), sind oft nicht im Bundes-

eigentum: Deren Emissionen sind unseres Erachtens von einer Vorbildfunktion auszuklammern.  

In der Vorlage werden ferner Zusatzkosten für Scope-1- und Scope-2-Emissionen der Zentralverwaltung 

genannt, während die Kosten für Scope 3 lediglich grob abgeschätzt, aber erst noch präziser ermittelt 

werden sollen. Gleichzeitig wird die Umsetzung der vorgesehenen Massnahmen davon abhängig 

gemacht, ob die entsprechenden finanziellen Mittel verfügbar sind. Wir fordern dagegen, dass mit der 

Verordnung auch die Finanzierung sinnvoll geregelt werden soll.  



 
 

svu | asep 
Klosbachstrasse 107 
8032 Zürich  3 
 
 

Es handelt sich vorwiegend um Zukunftsinvestitionen, welche sich längerfristig auch aus Gründen der 

Schadensvermeidung lohnen werden. Daher ist zu prüfen, inwiefern für einen Teil der Investitionen 

Tresoriedarlehen eingesetzt werden können. Falls hierfür eine zusätzliche, rechtliche Grundlage 

erforderlich ist, sollte diese bald in die Wege geleitet werden.  

Fehlende, konkrete und rasch wirksame Massnahmen und Instrumente 

Die bis anhin vorgeschlagenen Formulierungen in der Verordnung sind unseres Erachtens zu generell 

gehalten. Es fehlt uns an zukunftsweisenden Ideen, an konkreten Instrumenten und Massnahmen, wie 

die direkten, indirekten Vermeidungsstrategien. Insbesondere fehlen Instrumente die vor- und 

nachgelagerten Emissionen transparent zu erfassen und ebenfalls kontinuierlich zu senken. Wir weisen 

deshalb mit Nachdruck darauf hin, dass Konzepte, Instrumente und konkrete Massnahmen nicht erst in 

den Fahrplänen, sondern bereits auf Verordnungsstufe festgelegt werden müssen. Aus unserer Sicht sind 

zwei Massnahmen besonders offensichtlich nötig und sollen in der Verordnung festgehalten werden:  

1. Keine neuen Investitionen in Anlagen, Geräte und Fahrzeuge, welche im Betrieb Treibhausgas-

Emissionen ausstossen und für welche es keine technisch erprobten Alternativen gibt;  

2. Ausbau der öffentlichen Beschaffung mit einer Plattform für Netto-Null-kompatible Produkte und 

Dienstleistungen zum Aufbau von Leitmärkten. 

Diese Plattform sollte auch für die grosse Zahl an Unternehmen offenstehen, welche sich im Rahmen der 

Science Based Targets Initiative (SBTi) ebenfalls zu ambitiösen Zielen für alle Scopes verpflichtet haben. 

Ebenfalls sollten die Städte oder gegebenenfalls Gemeindeverbände mit ambitiösen Zielen die Möglich-

keit haben, solche Plattformen zu nutzen. Die Tiefbauinvestitionen der öffentlichen Hand alleine sind 

bereits so umfangreich und vielschichtig, dass sich dazu Leitmärkte etablieren können. 

 

Fazit: 

Die Stossrichtung der Verordnung ist grundsätzlich richtig. Die vorgesehenen Zeiträume sind jedoch zu 

wenig ambitioniert und es fehlt an klar definierten Massnahmen und Instrumenten. Wir rufen dazu auf, 

Chancen, welche sich aus der angestrebten, klimapolitischen Vorbildfunktion der Bundesverwaltung und 

der angegliederten Betriebe ergeben können «beim Schopf zu packen».   

Wir ersuchen Sie daher, geschätzter Herr Bundesrat Rösti, unsere Vorschläge wohlwollend zu prüfen und 

das Potential für innovative Lösungsansätze unserer Wirtschaft noch besser zu Nutzen. 

 

 
Als Beauftragter für Vernehmlassungen des svu | asep: 

 
Matthias Gfeller, Dr. sc. techn. ETH  
Vorstandsmitglied  

 Betr. 
matthias.gfeller56@gmail.com   

 
Für das Präsidium des svu | asep: 

 

Nathalie Currat, Msc. en Géografie 
Präsidentin 

 


